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schritts vorzulegen. Diese Studie könnte dazu beitragen, ein 
weiteres Mal die von Rüstungsprofiteuren verbreitete 
Legende zu widerlegen, Hochrüstung würde zur Überwin­
dung der Massenarbeitslosigkeit beitragen.

Die DDR brachte im 3. Komitee die Resolution 38/105 
„Über die Teilnahme der Frauen an der Förderung des Welt­
friedens und der internationalen Zusammenarbeit“ ein. Die 
im Konsensus angenommene Resolution dient der Realisie­
rung der ebenfalls von der DDR initiierten und von der 
37. UN-Vollversammlung am 3. Dezember 1982 gebilligten 
gleichlautenden Deklaration.5 6 Angesichts der Bestrebungen 
reaktionärer Kreise, diese Deklaration totzuschweigen, sieht 
die Resolution 38/105 Maßnahmen vor, die Deklaration zu 
publizieren, in der Öffentlichkeit bekanntzumachen und ent­
sprechend anzuwenden. Die UN-Frauenkommission erhielt 
den Auftrag, die Durchsetzung der Deklaration zu erörtern 
und der 39. Tagung der UN-Vollversammlung darüber zu 
berichten. Mit der Orientierung, das Friedensengagement der 
Frauen auf der Weltfrauenkonferenz (Nairobi 1985) und 
schon in deren Vorbereitung zu erörtern, wurden Bestre­
bungen imperialistischer Staaten durchkreuzt, politische 
Kernfragen, wie den Kampf um Frieden, gegen Kolonialis­
mus und Apartheid, aus der Weltfrauenkonferenz auszu­
klammern.

Verurteilung des Wiederauflebens 
faschistischer Aktivitäten

Besonders deutlich wird der untrennbare Zusammenhang 
zwischen Friedenssicherung und Menschenrechten an den 
Resolutionen, die sich gegen das Wiederaufleben nazistischer, 
faschistischer und neofaschistischer Aktivitäten richten. Ähn­
lich wie in den vergangenen Jäheren® brachte die DDR — 
unterstützt von 12 Koautoren — einen Resolutionsentwurf ein, 
in dem Faschismus und Neofaschismus verurteilt werden und 
vor zunehmenden faschistischen Aktivitäten in zahlreichen 
Ländern gewarnt wird. In dem als Resolution 38/99 ange­
nommenen Dokument werden alle Staaten aufgefordert, an­
läßlich des 40. Jahrestages der Kapitulation Nazideutschlands 
den Kampf gegen den Faschismus zu verstärken und sich 
gegenseitig bei der Verfolgung und Bestrafung von Kriegs­
verbrechen zu unterstützen.

Die Resolution wurde — ebenso wie die entsprechende, von 
der Ukrainischen SSR in der Menschenrechtskommission ein- 
gebrachte Entschließung — ohne Abstimmung verabschiedet. 
Dieses Ergebnis macht die komplizierten und langwierigen 
Verhandlungen und Auseinandersetzungen, die es um beide 
Projekte gegeben hat, nicht transparent. Vor allem den USA, 
die in der Menschenrechtskommission als einzige nach An­
nahme der Resolution erklärten, sie hätten im Falle einer 
Abstimmung ebenso wie im Vorjahr mit „nein“ gestimmt, 
paßte diese Resolution nicht in ihr aggressives Konzept. Wer 
den Atomkrieg vorbereitet, wer die Welt in Interessen­
sphären einteilt, wer das sozialistische Gesellschaftssystem 
verketzert, wer nicht vor Aggressionen gegen andere Völker 
zurückscheut, wer rassistische und faschistische Regimes in 
den Sattel gehoben hat und künstlich am Leben hält, für den 
stellt sich ein Verbot faschistischer und ähnlicher Ideologien 
und Praktiken als Beschränkung seiner vermeintlichen Hand­
lungsfreiheit dar! fleshalb setzten die USA — gestützt auf die 
antisozialistische Totalitarismus-Doktrin und das untaugliche 
Pluralismus-Konzept7 — alle Mittel ein, um die Anti-Faschis- 
mus-Resolution der sozialistischen Staaten zu Fall zu bringen, 
jedoch ohne Erfolg.

Imperialistische Staaten versuchten auch — allerdings 
ebenso erfolglos —, die Einbeziehung der Internationalen 
Konvention über die Nichtanwendung der Verjährungsfrist 
auf Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlich­
keit vom 26. November 1968 sowie der Internationalen Kon­
vention über die Bekämpfung und Bestrafung des Apartheid- 
Verbrechens vom 30. November 1973 in die Resolutionstexte 
zu verhindern. Insbesondere afrikanische und arabische 
Staaten, aber auch Vertreter nichtstaatlicher Organisationen 
machten klar, daß sie hinter dem antifaschistischen Grün­
dungsgedanken der UNO stehen und im Apartheid-Regime, 
im Aggressorstaat Israel und in den Terrorregimes Latein­

amerikas den staatlich etablierten Faschismus erkennen, 
dessen Bekämpfung sie als vorrangige Aufgabe der UNO auf 
dem Gebiet der Menschenrechte ansehen.

Es kann davon ausgegangen werden, daß innerhalb der 
Vereinten Nationen der Kampf gegen alle Spielarten faschi­
stischen Ungeistes noch an Bedeutung zunehmen wird — ins­
besondere vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Kriegs-, 
Droh-, Erpressungs- und Unterdrückungspolitik der reaktio­
närsten Kreise des Imperialismus und zugleich im Zusam­
menhang mit dem bevorstehenden 40. Jahrestag der 
Gründung der UNO, die bekanntlich mit dem Ziel geschaffen 
wurde, „künftige Generationen vor der Geißel des Krieges 
zu bewahren“.

Kampf gegen massenhafte und systematische 
Menschenrechtsverletzungen

Ebenso wie in den vergangenen Jahren wurde auf der 
38. Tagung der UN-Vollversammlung und der 40. Tagung der 
UN-Menschenrechtskommission dem Kampf gegen die mas­
senhaften und systematischen Menschenrechtsverletzungen 
größte Aufmerksamkeit gewidmet. Das steht in voller Über­
einstimmung mit dem antiimperialistischen Menschenrechts­
konzept der Vereinten Nationen, das u. a. in der Resolu­
tion 32/130 der UN-Vollversammlung8 seinen Niederschlag 
gefunden hat.

Die zahlreichen Resolutionen, die sich gegen das völker­
rechtswidrige Apartheid-Regime im Süden Afrikas, gegen 
die israelische Aggressions- und Okkupationspolitik im 
Nahen Osten und gegen - profaschistische Regimes in der 
lateinamerikanischen Region wenden, stellen in ihrer über­
wiegenden Mehrheit wertvolle Instrumente zur Weiterfüh­
rung des Kampfes gegen diese reaktionären Regimes und die 
sie unterstützenden Staaten dar. Die Resolutionen sind das 
Ergebnis engen Zusammenwirkens der sozialistischen Staaten 
mit den Entwicklungsländern — häufig gegen den entschie­
denen Widerstand imperialistischer Staaten, die aus politi­
schen, ökonomischen und militärstrategischen Gründen an 
der Aufrechterhaltung völkerrechtlich geächteter Regimes 
interessiert sind. Erneut bestätigt sich, daß die imperialisti­
schen „Gralshüter der Menschenrechte“ sich durch ihre 
Haltung zu den massenhaften und flagranten Menschen­
rechtsverletzungen selbst entlarven.

Die von der DDR und anderen sozialistischen Ländern als 
Koautoren unterstützten Resolutionen zu den Menschen­
rechtsverletzungen in den von Israel okkupierten arabischen 
Territorien verurteilen die israelische Genocid-, Aggressions­
und Okkupationspolitik eindeutig. Sie fordern das Selbst­
bestimmungsrecht des palästinensischen Volkes einschließlich 
des Rechts auf einen unabhängigen Staat. Zugleich sind sie 
eine eindeutige Absage an das Camp-David-Abkommen und 
alle Folgevereinbarungen, in denen sich die strategische 
Allianz der USA. mit Israel widerspiegelt.

Die Resolutionen zur Verletzung der Menschenrechte in 
Südafrika und zur Kampfdekade gegen Rassismus und Ras­
sendiskriminierung verurteilen die illegale Okkupation 
Namibias und die permanente Aggression gegen die afrika­
nischen Frontstaaten und fordern folgerichtig umfassende 
Sanktionen gegen das rassistische Regime in Pretoria. Die
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7 Auf der 40. Tagung der UN-Mehschenrechtskommission führte der 
Leiter der DDR-Delegation zu Tagesordnungspunkt 21 (Zu ergrei­
fende Maßnahmen gegen alle totalitären und andere, einschließ­
lich nazistische, faschistische und neofaschistische Ideologien und 
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